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Einladung 
 

zur 26. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen am 
 

Mittwoch, dem 21.03.2018, 18:00 Uhr 
 

im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen 
 
 
Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 1.   Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
 2.   Aufwandsentschädigung für Ausschussvorsitzende 

Vorlage: 1204/2018 
  
 3.   Änderung der Geschäftsordnung für den Rat 

Vorlage: 1206/2018 
  
 4.   Bericht der Verwaltung über die Entwicklung der Haushaltslage im 4. Quartal 2017 

Vorlage: 1205/2018 
  
 5.   Anfragen 
  

II. Nichtöffentlicher Teil 

 
 6.   Grundstücksangelegenheiten 
  
 6.1.   Verkauf eines Grundstückes am Tripser Wäldchen 

Vorlage: 0954/2017 
  
 6.2.   Veräußerung von städtischen Grundstücke für die Verlegung der L 364 

Vorlage: 1199/2018 
  
 7.   Aufstellung über Auftragsvergaben nach § 11 Abs. 4 Buchstabe j) i. V. m. § 11 Abs. 5 

Zuständigkeitsordnung vom 16.12.1999 
Vorlage: 1202/2018 

  
 8.   Anfragen 
  
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Schmitz 
Bürgermeister 
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Hauptamt 
08.03.2018 
1204/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 21.03.2018 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 11.04.2018 

 
 
Aufwandsentschädigung für Ausschussvorsitzende 
 
Sachverhalt: 
 
I) In der Sitzung des Rates am 28.02.2018 wurde erneut über die Zahlung einer Aufwandsent-
schädigung für Ausschussvorsitzende nach § 46 der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) debattiert. Die Verwaltung wurde beauftragt, eine umfassende Über-
sicht über Argumente für und gegen eine Zahlung zu erstellen sowie eine Einzelbetrachtung 
der Ausschüsse vorzunehmen.  
 
Regelungen über die Bildung von Ausschüssen und ihre Verfahren finden sich in der GO NRW 
insbesondere in den §§ 57 und 58. 
Ausschüsse nehmen eine Filterfunktion wahr, die eine Konzentration des Rates auf wesentli-
che Punkte erlaubt. Darüber hinaus haben in den Ausschüssen Fachpolitiker die Möglichkeit 
aufgrund ihrer Sachkenntnis eine Angelegenheit umfassend zu debattieren und zur Entschei-
dungsreife zu bringen. Die GO NRW differenziert zwischen Pflichtausschüssen wie dem 
Haupt- und Finanzausschuss und Freiwilligen Ausschüssen wie bspw. einem Kulturausschuss. 
Bei der Bildung von Freiwilligen Ausschüssen räumt der § 57 Abs. 1 GO NRW dem Rat einen 
breiten Ermessensspielraum ein. So sind die Anzahl und die Größe der Ausschüsse nicht be-
stimmt; sie sollte lediglich der Größe der Gemeinde angepasst sein. 
 
Den Vorsitzenden der Ausschüsse kommt für die Arbeit in den Ausschüssen erhebliche Be-
deutung zu. Ihre Rechte und Pflichten sind sowohl in der GO NRW (hier vor allem §§ 57, 58, 
55) als auch in der Geschäftsordnung und Zuständigkeitsordnung festgeschrieben. Sie werden 
als wichtige Bindeglieder zwischen Verwaltung und politischem Raum zur Koordinierung einer 
effektiven Ausschussarbeit angesehen.  
 
Die Regelungen zu den Entschädigungen von Ratsmitgliedern, stellvertretenden Bürgermeis-
ter, Fraktionsvorsitzenden und Ausschussvorsitzenden sind in den §§ 45 und 46 der GO NRW 
abschließend geregelt.  
Mit den Entschädigungen wird ganz allgemein der Sinn und Zweck verfolgt, Ratsmitgliedern 
und den weiteren genannten Personen mandatsbedingten Aufwand pauschal zu entschädi-
gen. Sie sichern weder den Lebensunterhalt noch stellen sie ein Entgelt dar. Sie sollen ledig-
lich den Sachaufwand ausgleichen, der aufgrund der ehrenamtlichen Tätigkeit entsteht. Ihnen 
liegt allein der Gedanke der Kostenerstattung zugrunde. Die Höhe und weitere Einzelheiten 
sind in gesonderten Rechtsvorschriften wie bspw. der Entschädigungsverordnung geregelt.  
 
Der § 46 GO NRW stellte ursprünglich die Anspruchsgrundlage für Entschädigungen für die 
stellvertretenden Bürgermeister und Fraktionsvorsitzenden dar und wurde im Jahr 2016 um 
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die Entschädigung für Ausschussvorsitzende erweitert.  
 
Hintergrund der Erweiterung war die Initiative des Landtags, der sich bereits in seiner 14. 
Wahlperiode intensiv mit der Verbesserung der entsprechenden Rahmenbedingungen der 
ehrenamtlich in der Kommunalpolitik tätigen Personen befasst hat. Bereits im September 
2012 wurde das Gesetz zur Stärkung des kommunalen Ehrenamtes und zur Änderung weite-
rer kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften verabschiedet. Da der Landtag sich dieses 
Thema jedoch zur Daueraufgabe gemacht hat, wurde im Juli 2013 eine Arbeitsgruppe zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen des kommunalen Ehrenamtes eingerichtet. Diese hat 
ihre Arbeitsergebnisse dem Landtag im August 2015 vorgestellt. Am 01.10.2015 hat der Land-
tag auf Antrag der Fraktionen SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP den Beschluss 
gefasst, die im Abschlussbericht empfohlenen Gesetzesänderungen in Angriff zu nehmen. 
Ergebnis ist ein Gesetzesentwurf zum „Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung“ vom 01.07.2016, der in seiner Begründung darauf eingeht, dass die Bereitschaft von 
Bürgerinnen und Bürgern zur Wahrnehmung politischer ehrenamtlicher Ämter erhalten blei-
ben muss und daher weiterer Anreize bedürfe. Die beruflichen und familiären Pflichten dürf-
ten hierbei nicht außer Acht gelassen werden wie auch die Tatsache, dass die betroffenen 
Ehrenamtler ihre Freizeit opfern. Darüber hinaus gestalte es sich in zahlreichen Kommunen 
mittlerweile schwierig, das Interesse von Einwohnerinnen und Einwohnern an der Übernah-
me eines politischen Mandats zu wecken. Ohne Verbesserungen sah die Arbeitsgruppe die 
Attraktivität der Rahmenbedingungen für das kommunalpolitische Ehrenamt schwinden, was 
als weiterer Rückschlag des kommunalpolitischen Engagements und als „Austrocknung eines 
der wesentlichen Fundamente unserer Demokratie“ empfunden wurde. 
 
Ein Pfeiler der Stärkung wurde in der Verbesserung der Bedingungen für Ausschussvorsitzen-
de gesehen, die laut Gesetzesentwurf gegenüber den „einfachen“ Mandatsträgern einen er-
höhten Arbeitseinsatz hätten. Dazu wird der zeitliche Aufwand für die Vorbereitung der Sit-
zung wie auch die Sitzungsleitung gezählt. Die Arbeitsgruppe sah jedoch auch die Unterschie-
de in der Anzahl der Sitzungen während einer Wahlperiode und sich hieraus ergebenden zeit-
lichen Unterschiede, so dass der Vorsitzende vom Wahlprüfungsausschuss wie auch der Bür-
germeister als Vorsitzender von der Regelung ausgeschlossen werden sollten. Darüber hinaus 
sollte ein „Vielfachvorsitz“ nicht honoriert werden. Durch eine Ergänzung der Norm wurde 
den Kommunen insgesamt freigestellt, noch weiter auf ihre individuelle Situation einzugehen 
und weitere Ausschüsse von einer Gewährung einer zusätzlichen Aufwandsentschädigung für 
Ausschussvorsitzende zu entziehen.  
 
Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRWs hat in einer Stellungnahme 
zu dem Gesetzesentwurf hervorgehoben, dass die eingeführten Spielräume für die Kommu-
nen ausdrücklich begrüßt werden. So sei es den Kommunen möglich, vor Ort zu klären, für 
welchen Vorsitz eine Aufwandsentschädigung notwendig sei und welcher Ausschuss von der 
Regelung ausgenommen werden könne.  
 
Insgesamt wird deutlich, dass der Gesetzgeber mit der Abänderung des § 46 GO NRW die 
klare Absicht verfolgt, in der Regel die Ausschussvorsitzenden zusätzlich zu entschädigen und 
die Ausnahme von dieser Regel im Einzelfall geprüft werden muss. Der Gesetzgeber ging in 
der Begründung soweit, es als landespolitische Verpflichtung zu formulieren, dieses „wesent-
liche Fundament unserer Demokratie“ Aufrecht zu erhalten.  
 
Die Tätigkeit der Ausschussvorsitzenden wird durch die Änderung des § 46 GO NRW darüber 
hinaus als Funktion eingestuft, die der Stellung der stellvertretenden Bürgermeister/innen 
und Fraktionsvorsitzenden gleichgestellt wird. Dadurch wird die außerordentliche Verantwor-
tung und Inanspruchnahme eines Ausschussvorsitzenden honoriert. Wenn diese Mehrbelas-
tung nicht ausgeglichen wird, bedeutet dies sogar eine Schlechterstellung gegenüber den 
Ratsmitgliedern, die keine gesonderte Funktion wahrnehmen.  
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Darüber hinaus spricht für die Gewährung einer zusätzlichen Aufwandsentschädigung, dass 
die Ausschussvorsitzenden im Gesamtinteresse des Rates handeln, wenn sie Beschlüsse in 
Fachausschüssen vorbereiten. Sie sind einflussreicher Teil eines demokratischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozesses, für den sie auch durch ihre besondere Funktion eine 
erhöhte Verantwortung tragen. Der Rat würdigt mit einer zusätzlichen Aufwandsentschädi-
gung zeitgemäß die spezielle Funktion. 
 
Nichtsdestotrotz hat der Gesetzgeber dem Rat Ermessensspielraum in der Auswahl der Aus-
schüsse gegeben. Von mehreren Fraktionen des Rates der Stadt Geilenkirchen wurde denn 
auch in der Sitzung am 28.02.2018 zum Ausdruck gebracht, dass nach eingehender Betrach-
tung der Sitzungshäufigkeit und Dauer der Ausschusssitzungen ein Bedarf für zusätzliche Auf-
wandsentschädigungen für Ausschussvorsitzende in keinem Ausschuss gesehen werde. In der 
Sitzung wurde von einer Fraktion der Wunsch geäußert, die Fraktionsvorsitzenden selbst zu 
ihrem Aufwand zu befragen. Diesem Vorschlag folgend, hat die Verwaltung sich mit einigen 
Fragen an die Vorsitzenden gewandt. Eine Auswertung der Befragung war leider nicht mög-
lich. Die Antworten waren zur Erstellung von Durchschnittswerten oder Statistiken nicht ver-
wertbar und würden aufgrund ihres individuellen, subjektiven Charakters nicht zu einer Er-
messensausübung beitragen. Vielmehr muss in diesem Zusammenhang auf die oben erwähn-
ten gesetzlichen Vorgaben zu Rechten und Pflichten als objektiver Maßstab verwiesen wer-
den.   
 
Des Weiteren spricht gegen die Gewährung einer zusätzlichen Aufwandsentschädigung für 
die Funktion des Ausschussvorsitzenden, dass die per Gesetz festgelegten Rechte und vor 
allem Pflichten lediglich in Teilbereichen innerhalb der Gremien bezogen sind und der Koordi-
nierungsaufwand aufgrund der intensiven Vor- und Nachbereitung der Sitzungen durch die 
Verwaltung eher gering ist. So tritt der Aufwand für einen Ausschussvorsitzenden doch deut-
lich hinter dem eines Fraktionsvorsitzenden zurück, der umfassende intra- und interfraktio-
nelle Koordinierungs-, Abstimmungs- und Vermittlungsfunktionen innehat. Auch ein Stellver-
tretender Bürgermeister ist vom zeitlichen und repräsentativen Aufwand mit großer Außen-
wirkung hier nicht gleichzusetzen. Vielmehr kann dieser zusätzliche monetäre Anreiz individu-
elle politische Intentionen und Kompetenzen in den Hintergrund treten lassen, wenn ein zu-
sätzliches Anreizsystem mit Entschädigungshierarchien geschaffen werde. Weiterhin ist in 
Zusammenhang mit einem finanziellen Anreizsystem fragwürdig, ob nicht die Freiheit des 
Mandats –die gleichermaßen auch für Ratsmitglieder gilt – durch Entschädigungen für zusätz-
liche Funktionsstellen beeinflusst wird, da dort das im Ermessen des einzelnen Ratsmitglieds 
liegende „Wie“ der Mandatsausübung einer Beurteilung unterzogen wird.  
Darüber hinaus liegt die Schaffung neuer Ausschüsse nach § 57 GO NRW im Ermessen des 
Rates. Demnach ist die Zahl der Ausschüsse wie auch der Ausschussvorsitze frei erhöhbar, so 
dass die Gründung eines neuen Ausschusses bei Bedarf bspw. in finanziell engen Zeiten ge-
hemmt wäre. Das andere Extrem wäre, dass immer neue Vorsitze als Anreiz- und Belohnungs-
system eingeführt werden. 
 
II) Vor dem Hintergrund dieser Betrachtungen gilt es für den Rat der Stadt Geilenkirchen im 
Rahmen seines Ermessens unter Berücksichtigung der Situation vor Ort eine Entscheidung 
über die Anwendung des § 46 GO NRW zu treffen. Um über jeden Ausschuss im Einzelnen 
abwägen zu können, werden diese im Folgenden der Reihe nach aufgeführt und zur besseren 
Entscheidung mit pro- und contra Argumenten versehen.  
 
a) Umwelt- und Bauausschuss 
 
Der Umwelt- und Bauausschuss ist laut Zuständigkeitsordnung an Planungen, Maßnahmen 
und Ausführungen des Hoch- und Tiefbaus, die Auswirkungen auf Gewässer, Grundwasser, 
Luft- und Landschaft haben zu beteiligen. In diesen Bereichen ist er für Vergaben bis 50.000 € 
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zuständig. Darüber hinaus ist er in den Bereichen Aufstellung, Änderung und Aufhebung von 
Braunkohlenplänen, von Landschafts- und Flurbereinigungsplänen sowie für Angelegenheiten 
der Abfall- und Abwasserentsorgung zuständig. Im Jahr 2017 wurde er fünfmal einberufen, 
für 2018 wurden sieben Sitzungen eingeplant. Die durchschnittliche Dauer der Sitzungen lag 
bei 1:46 Stunden. Im Ausschuss sind 19 Mitglieder vertreten, von denen sieben sachkundige 
Bürgerinnen bzw. Bürger sind.  
 
Argumente pro Aufwandsentschädigung: 
 
Neben dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung nimmt der Umwelt- 
und Bauausschuss aufgrund der Anzahl der Sitzungen eine führende Position ein. Aufgrund 
dessen sind mit ihm ein erheblicher Zeitaufwand für die Vorbereitung und Sitzungsleitung 
verbunden. Angesichts der Fülle der Tagesordnungspunkte nimmt die inhaltliche Vorberei-
tung mehr Zeit in Anspruch als in anderen Ausschüssen. Die durchschnittliche Sitzungsdauer 
ist die zweitlängste im Vergleich aller Ausschüsse. Darüber hinaus werden hier Themen be-
handelt, die im großen Interesse sowohl der Presse als auch der Bürgerinnen und Bürger ste-
hen. Zu nennen seien bspw. infrastrukturelle oder im Hochbau angesiedelte Maßnahmen z.B. 
der Bau der Turnhalle, die zumeist das Bild einer Stadt über Jahrzehnte hinweg maßgeblich 
beeinflussen. Die Außenwirkung der in diesem Ausschuss zu beratenden Themen ist immens 
und nachhaltig. Die Sitzungsvorbereitung und Leitung sind aufgrund der vorgenannten Dar-
stellungen umfassend. Daneben machen die Themengebiete für den Vorsitzenden eine inten-
sive Auseinandersetzung mit Planungsbüros und Fachleuten notwendig, da diese häufig im 
Ausschuss vortragen und dies Teil der Beratung ist. 
Aufgrund dieser Sachlage erscheint es sinnvoll, den Ausschussvorsitzenden mit einer zusätzli-
chen Entschädigung zu bedenken. Gerade hier greift die Absicht des Gesetzgebers, die Funk-
tionsstelle des Vorsitzenden aufgrund der zusätzlichen Belastung zu honorieren. Der monetä-
re Anreiz ist geeignet und auch notwendig, da eine andere Art der Würdigung  vorliegend 
nicht in Betracht kommt. Die Höhe des Betrages ist aufgrund ihrer Orientierung an den ge-
nannten Beträgen der Entschädigungsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zudem 
der Höhe nach verhältnismäßig. Rechte Dritter werden vorliegend nicht beeinträchtigt.   
 
Sollte den vorgenannten Argumenten gefolgt werden, ist eine Abänderung der Hauptsatzung 
der Stadt Geilenkirchen unter § 12 Abs. 5 notwendig. Der Beschluss zur Vorbereitung der Än-
derungssatzung könnte lauten: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den § 12 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 
dahingehend zu ändern, dass der Umwelt- und Bauausschuss aus der Auflistung der Aus-
schlüsse von der Regelung des § 46 GO NRW entfernt wird.“ 
 
Argumente contra Aufwandsentschädigung: 
 
Ergänzend zu den pauschalen Argumenten, die gegen eine Aufwandsentschädigung sprechen, 
kann hier angeführt werden, dass die Situation vor Ort einen deutlich höheren Bedarf bei den 
Ausschussvorsitzenden nicht begründet. Vielmehr ist die individuelle Vorbereitung, die ein 
bestellter Vorsitzender in die Sitzungsvorbereitung einfließen lässt, Ausfluss der freien Man-
datsausübung und daher nicht konkret nachvollziehbar bzw. bewertbar. Die Sitzungsleitung 
ist durch rechtliche Vorgaben weitestgehend geregelt; die Sitzung selbst bedarf lediglich der 
Koordinierung, die für eine deutlich überschaubare Anzahl von Sitzungen zuzumuten ist. Auch 
der Personenkreis der Ausschussmitglieder bedarf keiner weiteren Betreuung durch den Aus-
schussvorsitzenden, da der Großteil der Mitglieder ohnehin durch Ratsmitglieder gestellt 
wird. 
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Sollte dieser Argumentation gefolgt werden und der Beschlussvorschlag abgelehnt werden, 
ist eine Änderung der Hauptsatzung nicht notwendig. 
 
b) Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung beschließt laut Zuständigkeits-
ordnung auf dem Gebiet der Raumordnung, Landes- und Fachplanung Stellungnahmen und 
Empfehlungen der Stadt zur Aufstellung, Änderung und Aufhebung von Landes- und Gebiets-
entwicklungsplänen. Des Weiteren befasst sich der Ausschuss bspw. mit der Flächennut-
zungsplanung, Freizeit- und Erholungsplanung, Verkehrsplanung, der Kommunikationsinfra-
struktur, der Energie- und Trinkwasserversorgung wie auch der Wirtschaftsförderung. Der 
Ausschuss tagt mit durchschnittlich sieben Sitzungen am Häufigsten, wobei die durchschnittli-
che Sitzungsdauer mit 0:51 Stunden wie auch die durchschnittliche Anzahl der Tagesord-
nungspunkte mit 5,7 im Mittelmaß liegen. Der Ausschuss setzt sich aus 19 Mitgliedern zu-
sammen, von denen 7 sachkundige Bürgerinnen bzw. Bürger sind. 
 
Argumente pro Aufwandsentschädigung: 
 
Der Ausschuss nimmt angesichts der tatsächlichen Anzahl der Sitzungen die Führung im Ver-
gleich aller Ausschüsse ein, wenngleich die Sitzungsdauer insgesamt lediglich im mittleren 
Bereich liegt. Vor dem Hintergrund des Zuständigkeitsbereichs des Ausschusses erscheint die 
Aufgabe der Sitzungsvorbereitung und Durchführung jedoch mit erheblichem Aufwand ver-
bunden zu sein, was bspw. schon durch den Umfang der Einladungen zu den Sitzungen deut-
lich wird. Da der Ausschussvorsitzende sowohl für die Erstellung der Tagesordnung als auch 
für die Korrektheit der Unterlagen verantwortlich ist, wird hier ein deutlicher Mehraufwand 
erkennbar. Darüber hinaus ist der überwiegende Teil des Zuständigkeitsbereichs mit der lang-
fristigen infrastrukturellen und planerischen Entwicklung der Stadt sowohl in städtebaulicher 
Sicht – durch Ausweisung neuer Baugebiete – als auch in wirtschaftlicher Sicht – durch Aus-
weisung von Gewerbegebieten – betraut. Die langfristige Außenwirkung der Entscheidungen 
dieses Ausschusses ist erheblich und das Interesse der Öffentlichkeit wie auch der Presse sehr 
hoch. Daneben nimmt der Ausschussvorsitzende eine repräsentative Stellung in Bezug auf die 
Geilenkirchener Unternehmen ein. Seine Stellung als Vorsitzender des zuständigen Wirt-
schaftsausschusses unterscheidet ihn deutlich von anderen Ratsmitgliedern.   
Aufgrund des tatsächlichen Mehraufwands des Ausschussvorsitzenden sollte dieser eine zu-
sätzliche Entschädigung erhalten. Die Intention des Gesetzgebers wäre hier klar erfüllt. Die 
Geeignetheit und Notwendigkeit zur Deckung des erhöhten Bedarfs sind gegeben. Andere 
Möglichkeiten kommen vorliegend nicht in Betracht. Ein Eingriff in Rechte Dritter ist nicht 
ersichtlich; die Verhältnismäßigkeit wäre gegeben. 
 
Sollte den vorgenannten Argumenten gefolgt werden, ist eine Abänderung der Hauptsatzung 
der Stadt Geilenkirchen unter § 12 Abs. 5 notwendig. Der Beschluss zur Vorbereitung der Än-
derungssatzung könnte lauten: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den § 12 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 
dahingehend zu ändern, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung 
aus der Auflistung der Ausschlüsse von der Regelung des § 46 GO NRW entfernt wird.“ 
 
Argumente contra Aufwandsentschädigung: 
 
Punkte gegen die Zahlung einer Aufwandsentschädigung können analog zur Darstellung unter 
Punkt a) herangezogen werden. Darüber hinaus spricht gegen die Zahlung der Entschädigung, 
dass der Aufwand durch die tatsächlich geringe Sitzungsdauer deutlich geringer ist, als in an-
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deren Ausschüssen.  
 
Sollte diese Position vertreten werden und der Beschlussvorschlag abgelehnt werden, ist eine 
Änderung der Hauptsatzung für diesen Ausschuss nicht notwendig. 
   
c) Ausschuss für Bildung, Soziales, Sport und Kultur 
 
Laut Zuständigkeitsordnung obliegt dem Ausschuss das Zustimmungsrecht nach § 61 Abs. 4 
des Schulgesetzes NRW zur Besetzung der Stellen der Schulleiterinnen und Schulleiter an 
städtischen Schulen. Darüber hinaus ist der Ausschuss zu beteiligen bei der Schulentwick-
lungsplanung, Schulbauvorhaben, bei der Gewährung der freiwilligen Sozialhilfe, bei der 
Durchführung besonderer Hilfsprogramme, bei Entscheidungen im Bereich der Spätaussied-
ler, Asylbewerbern und Flüchtlingen, im Bereich der Obdachlosenbetreuung, der Hilfen für 
Familien und Senioren. Er ist ferner zuständig für die Sport- und Kulturpflege. Ihm obliegt die 
Zusammenarbeit mit dem Kulturarbeitskreis, mit Vereinen und kulturellen Einrichtungen wie 
auch dem Stadtsportverband. Im Jahr 2017 hat der Ausschuss vier Sitzungen durchgeführt, im 
Jahr 2018 wurden drei Sitzungen eingeplant. Mit einer durchschnittlichen Dauer von 2:20 
erreicht der Ausschuss die längste Sitzungsdauer im Vergleich. Bei 19 Ausschusssitzen sind 
hiervon fünf an sachkundige Bürgerinnen und Bürger vergeben. Hinzu kommen vier externe 
beratende Mitglieder.  
 
Argumente pro Aufwandsentschädigung: 
 
Anhand der oben dargestellten Zahlen und Fakten ist erkennbar, dass der Ausschuss trotz 
seiner geringeren Anzahl an Sitzungen vermutlich aufgrund der Bandbreite der Aufgaben die 
längste durchschnittliche Sitzungsdauer aufweist und damit in der Gesamtberatungszeit im 
Jahr auf den zweiten Platz fällt. Dies hat direkte Auswirkungen auf den Vorsitzenden des Aus-
schusses, der eine besonders flexible Sitzungsleitung aufweisen muss und damit ein höheres 
Maß an Koordinierungsleistung vollbringen muss. Schon allein vor diesem Hintergrund muss 
er Themen in der Aufstellung der Tagesordnung eingehend beleuchten und die Sitzung sinn-
voll gestalten. Darüber hinaus sind die Themenblöcke Schule, Familie, Senioren, Flüchtlinge in 
diesem Ausschuss vorhanden, die von dem Vorsitzenden einen zeitgemäßen, sensiblen und 
tagesaktuellen Umgang erfordern. Der Bereich Sport und Kultur spielt wiederrum auf kom-
munaler Ebene für die Gesellschaft eine bedeutende Rolle, so dass hier der direkte Kontakt 
zum Vorsitzenden gesucht wird. Hier ist ein besonders hohes Engagement und Fingerspitzen-
gefühl im Umgang mit den verschiedensten Interessenvertretungen erforderlich.  
Aufgrund dessen erscheint die Zahlung einer Aufwandsentschädigung für den Vorsitzenden 
dieses Ausschusses begründet zu sein. Sinn und Zweck der Stärkung des Ehrenamtes auf 
kommunaler Ebene wären erfüllt. Die Maßnahme erscheint darüber hinaus geeignet, ange-
messen und verhältnismäßig zu sein. Rechte Dritter sind nicht eingeschränkt. 
 
Sollte den vorgenannten Argumenten gefolgt werden, ist eine Abänderung der Hauptsatzung 
der Stadt Geilenkirchen unter § 12 Abs. 5 notwendig. Der Beschluss zur Vorbereitung der Än-
derungssatzung könnte lauten: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den § 12 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 
dahingehend zu ändern, dass der Ausschuss für Bildung, Soziales, Sport und Kultur aus der 
Auflistung der Ausschlüsse von der Regelung des § 46 GO NRW entfernt wird.“ 
 
Argumente contra Aufwandsentschädigung: 
 
Neben den unter den Punkten a) und b) aufgeführten Überlegungen kann für diesen Aus-
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schuss hinzugefügt werden, dass der Bereich Sport und Kultur den freiwilligen Leistungen der 
Kommune zugeordnet werden kann. Je nach Haushaltslage nimmt der Umfang der Entschei-
dungen in diesem Ausschuss ab, so dass der Aufwand des Vorsitzenden überschaubar ist. 
Darüber hinaus wird festgestellt, dass die Betreuung des Kultur- und Sportbereichs komplett 
durch die Verwaltung abgedeckt wird und der Vorsitzende höchstens repräsentativ tätig ist. 
Ob dies eine zusätzliche Aufwandsentschädigung begründet, ist fragwürdig, da er Bürgernähe 
als Ratsmitglied schon alleine in seinem Wahlbezirk praktizieren sollte.  
 
Sollte diese Position vertreten werden und der Beschlussvorschlag abgelehnt werden, ist eine 
Änderung der Hauptsatzung für diesen Ausschuss nicht notwendig. 
   
d) Jugendhilfeausschuss 
 
Trotz der spezialgesetzlichen Grundlagen im Sozialgesetzbuch – Achtes Buch und Ersten Ge-
setz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, die den Jugendhilfeausschuss dem 
Jugendamt zuordnen, gelten die kommunalverfassungsrechtlichen Vorschriften der Gemein-
deordnung hier ebenfalls. Nach Auslegung des Gesetzgebers erfüllen die Vorsitzenden der 
Jugendhilfeausschüsse ebenfalls die Voraussetzungen, die zu einer Anwendung des § 46 GO 
NRW führen würden. Daher wird der Jugendhilfeausschuss in der Betrachtung berücksichtigt. 
 
Der Zuständigkeitsbereich des Jugendhilfeausschusses ist in § 7 der Satzung für das Jugend-
amt der Stadt Geilenkirchen beschrieben. Er befasst sich mit der Erörterung aktueller Prob-
lemlagen junger Menschen und ihrer Familien, mit Anregungen zur Weiterentwicklung der 
Jugendhilfe, der Jugendhilfeplanung sowie der Förderung der freien Jugendhilfe. Im Jahr 2017 
hat der Ausschuss dreimal getagt, für 2018 sind drei Sitzungen geplant. Die durchschnittliche 
Sitzungsdauer beträgt 1:35 Stunden und besprochen werden durchschnittlich 5,7 Tagesord-
nungspunkte. Die Zusammensetzung des Ausschusses unterscheidet sich stark von den ande-
ren Gremien. So nehmen an den Sitzungen neun Ausschussmitglieder teil, wovon zwei sach-
kundige Bürger bzw. Bürgerinnen sind. Daneben sind sechs stimmberechtigte und zehn bera-
tende externe Mitglieder beteiligt.  
 
Argumente pro Aufwandsentschädigung: 
 
Die besondere Stellung dieses Ausschusses auf kommunaler Ebene kommt bereits dadurch 
zum Ausdruck, dass die Ermächtigungsgrundlage nicht in der Kommunalverfassung sondern 
im Achten Sozialgesetzbuch bzw. im Ersten Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes zu finden ist. Die Sonderrolle wird denn auch in der Zusammensetzung des Aus-
schusses deutlich, in dem deutlich mehr externe Mitglieder und Berater als in allen anderen 
Ausschüssen vorzufinden sind. Der Vorsitzende dieses Ausschusses muss dieser Zusammen-
setzung in der Vorbereitung der Sitzung und auch in der Sitzungsleitung Rechnung tragen. Da 
durch das Themenfeld des Ausschusses meist nur ein bestimmter Teil der Bevölkerung betrof-
fen ist, sind die Sitzungen im Vergleich nicht so öffentlichkeitswirksam wie andere Ausschuss-
sitzungen; dennoch nehmen sie aufgrund der Gewichtung des Themas und der engen Zu-
sammenarbeit mit vielen verschiedenen sozialen Trägern einen hohen Stellenwert ein. Eine 
gründliche Vorbereitung des Sitzungsleiters ist vor diesem Hintergrund unabdingbar. 
Aufgrund der hohen Koordinierungsfunktion des Vorsitzenden scheint die Zahlung einer zu-
sätzlichen Aufwandsentschädigung für den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses empfeh-
lenswert zu sein. Die zusätzliche finanzielle Entschädigung ist geeignet und angemessen, wie 
auch verhältnismäßig. Eine Alternative ist nicht ersichtlich. In Rechte Dritter wird nicht einge-
griffen.  
 
Sollte den vorgenannten Argumenten gefolgt werden, ist eine Abänderung der Hauptsatzung 
der Stadt Geilenkirchen unter § 12 Abs. 5 notwendig. Der Beschluss zur Vorbereitung der Än-
derungssatzung könnte lauten: 
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Beschlussvorschlag: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den § 12 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 
dahingehend zu ändern, dass der Jugendhilfeausschuss aus der Auflistung der Ausschlüsse 
von der Regelung des § 46 GO NRW entfernt wird.“ 
 
Argumente contra Aufwandsentschädigung: 
 
Neben den grundsätzlichen Erwägungen gegen die Zahlung einer Aufwandsentschädigung 
wird bei diesem speziellen Ausschuss deutlich, dass der Aufwand des Vorsitzenden im Ver-
gleich zu den anderen Ausschüssen deutlich abnimmt. Die Sitzungshäufigkeit spricht hier für 
sich. Zudem wird die eigentliche Koordinierung der Tätigkeit mit den Trägern und Beteiligten 
durch das Jugendamt bzw. Sozialamt vorgenommen. Der Ausschuss entfaltet kaum eine Au-
ßenwirkung. Es werden interne Leitlinien und Entwicklungen im Bereich der Jugendhilfe be-
sprochen, die nur für eine begrenzte Bevölkerungsgruppe eine Rolle spielen. Dass die Thema-
tik durchaus sensibel behandelt werden muss und auch Brisanz entfalten kann, spielt im Ar-
beitsalltag eine deutlich wichtigere Rolle als für den Ausschuss. Aufgrund dessen sollte von 
einer zusätzlichen Aufwandsentschädigung für den Vorsitzenden abgesehen werden.   
 
Eine Änderung der Hauptsatzung muss bei Ablehnung des Beschlussvorschlags und Annahme 
der contra-Position nicht vorgenommen werden. 
 
e) Rechnungsprüfungsausschuss 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss ist ein Pflichtausschuss nach der Gemeindeordnung, durch 
die auch seine Zuständigkeiten bzw. Aufgaben festgeschrieben werden. So legt er dem Rat 
das Ergebnis seiner Beratungen vor. Dies ist z.B. der Bericht über die Prüfung des Jahresab-
schlusses. Der Rechnungsprüfungsausschuss tritt bei Bedarf zusammen. Bei der Stadt Gei-
lenkirchen hat er im Jahr 2017 zweimal getagt, für 2018 sind zwei Sitzungen geplant. Die 
durchschnittliche Sitzungsdauer liegt bei 0:31 Stunden; es werden im Schnitt vier Tagesord-
nungspunkte besprochen. Der Ausschuss besteht aus zehn Mitgliedern. Sachkundige Bürge-
rinnen und Bürger sind in diesem Ausschuss laut GO NRW nicht zugelassen. 
 
Argumente pro Aufwandsentschädigung: 
 
Die Gemeindeordnung bestimmt im § 57 abschließend die Pflichtausschüsse, die unabhängig 
von spezialgesetzlichen Regelungen, die bspw. beim Jugendhilfeausschuss greifen, gebildet 
werden müssen. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist darüber hinaus der einzige Ausschuss, 
dessen Zuständigkeitsbereich einfachgesetzlich durch die GO NRW vorgegeben wird. Die be-
sondere Bedeutung des Ausschusses für die Gemeinde wird durch den Gesetzgeber weiterhin 
dadurch unterstrichen, dass lediglich Ratsmitglieder in den Ausschuss entsandt werden dür-
fen. Insgesamt nimmt damit auch der Vorsitzende eine bedeutende Rolle ein. Sowohl die Sit-
zungsvorbereitung als auch die Leitung der Sitzung bzw. die Koordinierung der Diskussion und 
Zusammenfassung der Argumentation in der Debatte setzen ein hohes Maß an Fachwissen 
voraus.  
Aufgrund dieser hohen Anforderungen und der bedeutenden Funktion erscheint die Zahlung 
einer weiteren Entschädigung für den Vorsitzenden sinnvoll. Die Geeignetheit, Angemessen-
heit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahme kann bejaht werden. In Rechte Dritter wird 
durch sie nicht eingegriffen. 
 
 Sollte den vorgenannten Argumenten gefolgt werden, ist eine Abänderung der Hauptsatzung 
der Stadt Geilenkirchen unter § 12 Abs. 5 notwendig. Der Beschluss zur Vorbereitung der Än-
derungssatzung könnte lauten: 
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Beschlussvorschlag: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den § 12 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 
dahingehend zu ändern, dass der Rechnungsprüfungsausschuss aus der Auflistung der Aus-
schlüsse von der Regelung des § 46 GO NRW entfernt wird.“ 
 
Argumente contra Aufwandsentschädigung: 
   
Neben den bereits unter den Punkten a), b), c) und d) aufgeführten allgemeinen Argumenten, 
kommt gerade für den Rechnungsprüfungsausschuss ein Ausschluss von der Regelung des § 
46 GO NRW aufgrund der geringen Sitzungshäufigkeit in Betracht. Schon der Wahlprüfungs-
ausschuss wurde per Gesetz von der Regelung ausgenommen; analog ist dies auf den Rech-
nungsprüfungsausschuss zu übertragen. Zwar wird die Fachkenntnis des Ausschussvorsitzen-
den nicht in Abrede gestellt werden können; doch wird die Aufwandsentschädigung nicht 
personenbezogen sondern funktionsbezogen gezahlt. Vor Ort in Geilenkirchen ist der Rech-
nungsprüfungsausschuss als der mit dem geringsten Aufwand für dessen Mitglieder zu be-
trachten, so dass eine ganz klare Abgrenzung zu den anderen Ausschüssen vollkommen legi-
tim und nachvollziehbar ist. 
 
Sollte dieser Argumentation gefolgt werden und der Beschlussvorschlag abgelehnt werden, 
ist eine Änderung der Hauptsatzung für diesen Ausschuss nicht notwendig. 
 
III) Aus Sicht der Verwaltung ist die Intention des Gesetzgebers mit der Änderung des § 46 GO 
NRW und die Aufgabe für die Kommunen eindeutig. Es wurde ein Regel-Ausnahmeverhältnis 
vorgegeben. Ausnahmen sind in begründeten Fällen durch individuelle Betrachtung vor Ort 
möglich.  
In Anbetracht dessen und angesichts der individuellen Situation in den Geilenkirchener Aus-
schüssen – die oben ausführlich geschildert wurde – wird ein Ausschluss aller Ausschüsse von 
der Regelung des § 46 GO NRW seitens der Verwaltung nicht empfohlen.   
 
 
 

(Hauptamt, Frau Beckers-Offermanns, 02451 - 629 108) 
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Verwaltung 
09.03.2018 
1206/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 21.03.2018 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 11.04.2018 

 
 
Änderung der Geschäftsordnung für den Rat 
 
Sachverhalt: 
 
In der Sitzung des Rates am 28.02.2018 war das Auszählen der Stimmen während der Gremi-
umssitzungen Gegenstand der Debatte. Die Verwaltung wurde beauftragt, eine Vorlage zu 
erarbeiten, um den gängigen und rechtlich einwandfreien Methoden der Stimmauszählung 
Folge zu leisten. 
 
§ 16 Abs. 2 der Geschäftsordnung für den Rat erklärt, dass Abstimmungen im Regelfall durch 
Handzeichen erfolgen. Abs. 6 besagt: „Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürgermeister 
bekannt gegeben und in der Niederschrift festgehalten.“ 
 
Die Abstimmungsergebnisse in Rats- und Ausschusssitzungen der Stadt Geilenkirchen werden 
momentan genau ausgezählt und protokolliert. Hierbei können die gezählten Stimmen teil-
weise von der Anzahl der Ratsmitglieder abweichen, die an der jeweiligen Sitzung teilgenom-
men haben. Dies liegt an temporären Abwesenheiten von Ratsmitgliedern während der Sit-
zungen. In der Niederschrift werden die Abwesenheitszeiten nicht vermerkt. 
 
In der oben genannten Ratssitzung machte Stellvertretender Bürgermeister Kuhn als Sitzungs-
leiter den Vorschlag, der Empfehlung von Prof. Dr. Schmitz von der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung zu folgen.  Prof. Dr. Schmitz vertritt die Auffassung, dass es ausreichend 
und üblich sei, deutliche Abstimmungsergebnisse mit „einstimmig/mehrheitlich beschlos-
sen/abgelehnt“ zu protokollieren, um Unstimmigkeiten bezüglich der oben geschilderten 
Problematik entgegen zu wirken. Lediglich knappe Abstimmungsergebnisse sollten ausgezählt 
und genau protokolliert werden. Diese Auffassung steht darüber hinaus im Einklang mit der 
gängigen Kommentierung des § 50 GO NRW. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, der Empfehlung von Prof. Dr. Schmitz zu folgen und die Ge-
schäftsordnung für den Rat der Stadt Geilenkirchen dahingehend zu ergänzen. Darüber hin-
aus wird vorgeschlagen, Abstimmungen in drei Phasen durchzuführen - jeweils für die Zu-
stimmung, die Ablehnung und die Enthaltung. 
 
Die Änderung der Geschäftsordnung für den Rat wird wie folgt vorgeschlagen: 
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4. Änderung 
der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Geilenkirchen 

 
Vom … 

 
 
Die Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Geilenkirchen wird folgendermaßen ergänzt: 
 

§ 16 
Abstimmungen 

 
(2)  Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen. Zunächst werden die Ja-

Stimmen, anschließend die Nein-Stimmen und zuletzt die Enthaltungen vom Vorsit-
zenden abgefragt. 

 
(6) Ein deutliches Abstimmungsergebnis wird mit „einstimmig/mehrheitlich beschlos-

sen/abgelehnt“, ein knappes Abstimmungsergebnis mit der genauen Anzahl der abge-
gebenen Stimmen in der Niederschrift festgehalten. Das Abstimmungsergebnis wird 
vom Bürgermeister bekannt gegeben.  

   
  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Geschäftsordnung wird gemäß dem vorgenannten Vorschlag ergänzt.  
 
 
  
 

(Verwaltung, Herr Hilgers, 02451 - 629 109) 
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Kämmerei 
09.03.2018 
1205/2018 

Informationsvorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Kenntnisnahme 21.03.2018 
 
 
Bericht der Verwaltung über die Entwicklung der Haushaltslage im 4. Quartal 2017 
 
Sachverhalt: 
 
Im Rahmen des Finanzcontrollings berichtet die Verwaltung einmal pro Quartal über die Ent-
wicklung der Haushaltslage. Zur besseren Nachverfolgung wurde der Bericht analog zu den im 
Gesamtergebnisplan genannten Ertrags- und Aufwandsarten erstellt.  
 
 
Erträge: +1.980.000 € ggü. Plan 
 
 
1) Steuern und ähnliche Abgaben 
 
Die Steuererträge aus der Grundsteuer A und B liegen leicht unterhalb des Planansatzes. Es 
werden Mindererträge in Höhe von 56.000 € erwartet.  
 
Die Gewerbesteuererträge liegen deutlich über den Erwartungen. Es wird von Mehrerträgen 
in Höhe von 2.454.000 € ausgegangen. 
 
Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer hat sich schlechter als im Haushaltsplan veran-
schlagt entwickelt. Die Mindererträge belaufen sich auf etwa 55.000 €. 
 
Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer liegt leicht unterhalb des Planansatzes. Die Min-
dererträge betragen etwa 9.000 €. 
 
Die Vergnügungssteuererträge liegen deutlich oberhalb der Erwartungen. Es sind Mehrerträ-
ge in Höhe von 143.000 € realisiert worden. 
 
Die Hundesteuererträge liegen innerhalb des Planansatzes. 
 
Die Leistungen nach dem Familienleistungsausgleich liegen im Bereich des Planansatzes. 
 
Saldo Steuern und ähnliche Abgaben: +2.477.000 € ggü. Plan 
 
 
2) Zuwendungen und allgemeine Umlagen 
 
Die Schlüsselzuweisungen haben sich wie im Haushaltsplan veranschlagt entwickelt.  
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Die Bedarfszuweisungen haben sich wie im Haushaltsplan veranschlagt entwickelt. 
 
Die sonstigen allgemeinen Zuweisungen vom Land haben sich wie im Haushaltsplan veran-
schlagt entwickelt. 
 
Die Zuweisungen für laufende Zwecke vom Land haben sich besser als im Haushaltsplan ver-
anschlagt entwickelt. Es werden Mehrerträge in Höhe von etwa 978.000 € erwartet, insbe-
sondere im Bereich Kindertagesstätten. 
 
Die Zuweisungen für laufende Zwecke vom Bund haben sich schlechter als angenommen 
entwickelt. Es werden Mindererträge in Höhe von etwa 97.000 € entstehen. Hauptgrund hier-
für ist, dass Zuweisungen des Bundes für Energiesparmaßnahmen erst in 2018 bewilligt wer-
den.  
 
Die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen entwickeln sich wie im 
Haushaltsplan veranschlagt.  
 
Die allgemeinen Umlagen vom Land entwickeln sich ebenfalls wie erwartet.  
 
Saldo Zuwendungen und allgemeine Umlagen: +881.000 € ggü. Plan 
 
 
3) Sonstige Transfererträge 
 
Beim Ersatz von sozialen Leistungen außerhalb von Einrichtungen wird mit Mehrerträgen in 
Höhe von 135.000 € gerechnet. Die übrigen sonstigen Transfererträge entwickeln sich wie im 
Haushaltsplan veranschlagt.  
 
Saldo sonstige Transfererträge: + 135.000 € ggü. Plan 
 
 
4) Öffentlich-Rechtliche Leistungsentgelte 
 
Bei den Verwaltungsgebühren (unter anderem Baugebühren) werden Mehrerträge in Höhe 
von 100.000 € erwartet. 
 
Bei den Benutzungsgebühren werden aufgrund geringerer Gebühreneinnahmen für Asylbe-
werberunterkünfte Mindererträge in Höhe von 300.000 € erwartet.  
 
Saldo öffentlich-rechtliche Transfererträge: -200.000 € ggü. Plan 
 
 
5) Privatrechtliche Leistungsentgelte 
 
Die Verkaufserlöse sowie Mieten und Pachten haben sich besser als im Haushaltsplan veran-
schlagt entwickelt. Es wird mit Mehrerträge in Höhe von 100.000 € gerechnet. Unter anderem 
hat sich die zu erzielende Jahresmiete für das Bahnhofsgebäude und das Kindergartengebäu-
de in Tripsrath erhöht. Darüber hinaus werden höhere Preise für angeliefertes Altpapier ge-
zahlt.  
 
Saldo privatrechtliche Leistungsentgelte: + 100.000 € ggü. Plan 
 
 
6) Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
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Die Kostenerstattungen entwickeln sich deutlich negativer als im Haushaltsplan veranschlagt. 
Nach der derzeitigen Bescheidlage sind lediglich Erstattungen des Landes zu den Aufwendun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in Höhe von 1.300.000 € statt 2.900.000 € zu er-
warten. Zum einen sind die Fallzahlen geringer als in der Planung angenommen, zum anderen 
zahlt das Land für geduldete Flüchtlinge nur drei Monate lang eine Kostenerstattung. Der An-
teil der geduldeten Flüchtlinge ist überdurchschnittlich hoch.  
 
Saldo Kostenerstattungen und Kostenumlagen: - 1.500.000 € ggü. Plan 
 
 
7) Sonstige ordentliche Erträge 
 
Die Bußgelder (insbesondere im Bereich ruhender Verkehr) haben sich deutlich schlechter als 
erwartet entwickelt. Es werden Mindererträge in Höhe von 50.000 € erwartet. 
 
Bei den Konzessionsabgaben (vornehmlich für Strom) werden ebenfalls Mindererträge ge-
genüber dem Ansatz in Höhe von 40.000 € erwartet.  
 
Es konnten bereits Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 130.000 € er-
zielt werden. Zudem konnten sonstige nicht zahlungswirksame Erträge in Höhe von etwa 
30.000 € realisiert werden. 
 
Saldo sonstige ordentliche Erträge: +100.000 € ggü. Plan 
 
 
19) Finanzerträge 
 
Die Gewinnbeteiligungen von städtischen Gesellschaften haben sich geringfügig schlechter als 
im Haushaltsplan veranschlagt entwickelt. 
 
Saldo Finanzerträge: -13.000 € ggü. Plan 
 
 
Aufwendungen: -667.000 € ggü. Plan 
 
 
11) Personalaufwendungen 
 
Im Bereich der laufenden Dienstbezüge von Beamten und Beschäftigten entwickeln sich die 
Aufwendungen positiver als  im Haushaltsplan veranschlagt. 
 
Bei den laufenden Dienstbezügen für Beamte wurde ein Minderaufwand gegenüber dem Plan 
in Höhe von 95.000 €, bei den Gehältern und Sozialversicherungsaufwendungen für Beschäf-
tigte gar ein Minderaufwand von 550.000 € erreicht. 
 
Die Beihilfen für Beamte fielen um 11.000 € höher aus als geplant.  
 
Hinsichtlich der  Zuführungen zu Pensions- und Beihilferückstellungen wird der Planansatz 
auch im Jahr 2017 wieder eklatant überschritten. Der Mehraufwand gegenüber dem Planan-
satz beträgt 1.000.000 €.  
 
Saldo Personalaufwendungen: +366.000 € ggü. Plan 
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12) Versorgungsaufwendungen 
 
Die  Versorgungsaufwendungen entwickeln sich schlechter als im Haushaltsplan veranschlagt. 
Es wird mit Mehraufwendungen in Höhe von 217.000 € gerechnet. 
 
Saldo Versorgungsaufwendungen: + 217.000 € ggü. Plan 
 
 
13) Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
 
Bei der Bewirtschaftung von Grundstücken und baulichen Anlagen wird mit Mehraufwendun-
gen in Höhe von 150.000 € gerechnet.  
 
Bei der Instandhaltung von Gebäuden und Infrastrukturvermögen wird mit einem Minder-
aufwand gegenüber dem Plan in Höhe von 300.000 € gerechnet.  
Bei den Aufwendungen für sonstige Dienstleistungen (vornehmlich Bauleitplanung) werden 
Minderaufwendungen in Höhe von 300.000 € für realistisch gehalten.  
 
Saldo Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen: -450.000  € ggü. Plan 
 
 
14) Bilanzielle Abschreibungen 
 
Für Abschreibungen auf das Umlaufvermögen (Einzelwert- und Pauschalwertberichtigungen 
auf Forderungen) werden voraussichtlich Mehraufwendungen in Höhe von 85.000 € entste-
hen.  
 
Saldo Bilanzielle Abschreibungen: + 85.000 € ggü. Plan 
 
 
15) Transferaufwendungen 
 
Die Zuschüsse an übrige Bereiche (vorwiegend Kindertagestätten der freien Träger) sind 
ebenso wie die korrespondierenden Erträge vom Land gegenüber dem Planansatz deutlich 
gestiegen (Stichwort: Kita-Rettungspaket). Es werden Mehraufwendungen in Höhe von 
625.000 erwartet.  
 
Die Aufwendungen für soziale Leistungen an natürliche Personen innerhalb und außerhalb 
von Einrichtungen entwickeln sich deutlich positiver als erwartet. Es wird von Minderaufwen-
dungen in Höhe von 90.000 € ausgegangen. 
 
Im Bereich der sonstigen sozialen Leistungen (insbesondere Asylbewerber) ergeben sich deut-
liche Minderaufwendungen gegenüber dem Planansatz. Aufgrund der deutlich geringeren 
Fallzahlen werden Minderaufwendungen in Höhe von 1.200.000 € erwartet.  
 
Bei der Gewerbesteuerumlage und der Finanzierungsbeteiligung Fonds Deutsche Einheit wird 
aufgrund des höheren  Gewerbesteueraufkommens mit Mehraufwendungen in Höhe von 
300.000 € gerechnet. 
 
Die Kreisumlage entwickelt sich besser als im Haushaltsplan veranschlagt. Durch eine Rücker-
stattung des Landschaftsverbandes Rheinland an den Kreis, welcher diese Rückerstattung zur 
Hälfte an die Kommunen weiterreicht, werden Minderaufwendungen in Höhe von 300.000 € 
prognostiziert. 
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Saldo Transferaufwendungen: -665.000 € ggü. Plan 
 
 
16) Sonstige ordentliche Aufwendungen 
 
Bei den besonderen Aufwendungen für Beschäftigte wird von einem Mehrbedarf in Höhe von 
15.000 € gegenüber dem Plan ausgegangen. Der Grund liegt in einem erhöhten Schulungsbe-
darf für Bedienstete.  
 
Bei den Aufwendungen für ehrenamtliche und sonstige Tätigkeit  liegen keine Anhaltspunkte 
für eine Veränderung gegenüber dem Planansatz vor. 
 
Der Ansatz für Mieten und Pachten ist stark abhängig von der Entwicklung der Fallzahlen im 
Asylbewerberbereich. Derzeit wird von Minderaufwendungen gegenüber dem Ansatz in Höhe 
von 84.000 € ausgegangen. 
 
Bei den Geschäftsaufwendungen werden Mehraufwendungen gegenüber dem Planansatz in 
Höhe von 20.000 € erwartet. 
 
Bei den Aufwendungen für nicht aktivierte Vermögensgegenstände wird mit Minderaufwen-
dungen in Höhe von 80.000 € gerechnet.  
 
Bei den Verfügungsmitteln, Fraktionszuwendungen und übrigen weiteren sonstigen Aufwen-
dungen als lfd. Verwaltungstätigkeit liegen keine Anhaltspunkte für eine Veränderung ggü. 
dem Planansatz vor.  
 
Saldo sonstige ordentliche Aufwendungen: - 129.000 € ggü. Plan 
 
 
20) Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 
 
Aufgrund der guten Liquiditätslage und anhaltend niedriger Zinsen wird mit Minderaufwen-
dungen in Höhe von 91.000 € gerechnet.  
 
Saldo Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen: -91.000 € ggü. Plan  
  
 
Gesamtergebnis: +2.647.000 € ggü. Plan (Verbesserung) 
 
 
Fazit:  
Zum Ende des 4. Quartals des Haushaltsjahres kann eine Ergebnisverbesserung um 2.647.000 
€ prognostiziert werden.  
 
Die dargestellte Ergebnisverbesserung um 2.647.000 € sollte nicht als „freie Spitze“ betrach-
tet werden und kann sich durch Jahresabschlussbuchungen noch drastisch verändern. Durch 
diese Verbesserung würde sich lediglich der erhebliche Jahresfehlbetrag von  
-2.842.887 € auf -195.887 € reduzieren.  
 
Stand der Kreditverbindlichkeiten am Ende des 4. Quartals 2017:  
 
Investitionskredite       23.335.149   € 
Kassenkredite         0,00  € 
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(Kämmerei, Herr Goertz, 02451 - 629 113) 
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